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100 Jahre SPD-Ortsverein Blomberg 
 
Zur Entstehung der Arbeiterbewegung in Deutschland 
 
Der Übergang von der Agrar-  zur Industriegesellschaft, der sich 
im Laufe des 19.Jahrhunderts in Deutschland vollzog, ging nicht 
ohne tiefgreifende gesellschaftliche Konflikte und Verwerfungen 
vonstatten. Der rapide Anstieg der Bevölkerung, die Freisetzung 
von Arbeitskräften auf dem Lande, die zunehmende Verstädterung 
und die Einführung der Maschinenarbeit hatten Arbeitsmangel, 
Armut und soziale Entwurzelung zu einem Massenproblem werden 
lassen. 
Die gesellschaftliche Ausgrenzung und Unterdrückung der wach-
senden Arbeiterschaft durch den preußisch-deutschen Obrigkeits-
staat Bismarck´scher Prägung ergänzten das Bild der damaligen 
Gesellschaft. Sozialdemokraten und Sozialisten wurden als „vater-
landslose Gesellen“ betrachtet, denen es „das Handwerk zu legen“ 
galt. Die staatliche Bürokratie mit ihrem Polizeiapparat überwachte 
und bespitzelte die gewerkschaftlichen und politischen Aktivitäten 
der Arbeiter. Der dreijährige Militärdienst wurde als adäquates 
Mittel betrachtet, die Arbeiterschaft zu disziplinieren und an preu-
ßische Ordnung und Gehorsam zu gewöhnen. 
 
Die Antwort des überwiegenden Teils der Arbeiterschaft auf die 
bestehenden ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse der Zeit war die Entwicklung einer eigenständigen 
Arbeiterkultur in Form von Gewerkschaften, Konsumvereinen, 
Arbeiterbildungsvereinen,  -gesangvereinen, -turnvereinen, -
jugend, und Frauenvereinen, d.h. die klassenbewusste Abgrenzung 
zu bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftsschichten und die Or-
ganisation einer gesellschaftlichen „Gegenmacht“.  
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Politisch manifestierte sich das wachsende Selbstbewusstsein der 
Arbeiterschaft in der Gründung politischer Parteien mit sozialisti-
scher Zielsetzung.  
1863 gründete Ferdinand Lasalle den „Allgemeinen Deutschen 
Arbeiterverein“ (ADAV). Als radikalere, marxistisch orientierte 
Alternative zum ADAV gründeten W. Liebknecht und A. Bebel 
1869 in Eisenach die Sozialdemokratische Arbeiterpartei. Ange-
sichts der Unterdrückungspolitik Bismarcks vereinigten sich beide 
Parteien im Jahre 1875 in Gotha zur Sozialistischen Arbeiterpartei.  
Als im Jahre 1878 –ohne Beteiligung von Sozialdemokraten- zwei 
erfolglose Attentate auf Kaiser Wilhelm I. verübt wurden, nutzte 
die Regierung Bismarck die Gelegenheit zur massiven Unterdrü-
ckung der Sozialdemokratie. Das „Gesetz gegen die gemeingefähr-
lichen Bestrebungen der Sozialdemokratie“ vom Oktober 1878 
verbot sämtliche sozialdemokratische, sozialistische und kommu-
nistische Vereine und Versammlungen, sowie deren Druckschrif-
ten. Öffentliches Auftreten und Parteiarbeit standen unter Strafe. 
Aktivisten drohte die Ausweisung aus dem Dt. Reich oder Gefäng-
nisstrafen.  
Das Gesetz zielte darauf ab, den Aufbau durchsetzungsfähiger Or-
ganisationen der Arbeiterschaft zu verhindern, erlaubte allerdings 
der SAP die Teilnahme an den Reichstagswahlen. Nach der Auf-
hebung des Gesetzes im Jahre 1890 reorganisierte sich die Partei 
und nannte sich nun SPD. 1 
 
 
 
 
 
 

                                                 
1 (Vgl. Norbert Zwölfer, Die Entstehung der Arbeiterbewegung, in: F. Haase, 
u.a.: Telekolleg II, Geschichte, Bd. I, München 1991, S.100ff.)   
 
 



 5

Industrialisierung in Lippe als Vorbedingung für di e Entstehung 
regionaler Organisationen der Arbeiterschaft  
 
War Deutschland in Bezug auf die Industrialisierung im Vergleich 
zu anderen europäischen Staaten ein Nachzügler, so galt das glei-
che für Lippe im Hinblick auf andere Regionen des Dt. Reichs. 
Unterschiedliche Faktoren waren dafür verantwortlich, dass in 
Lippe bis gegen Ende des 19. Jahrhunderts kaum eine industrielle 
Entwicklung stattgefunden hatte. Dazu zählten vor allem die rück-
ständige Gewerbe- und Finanzpolitik der fürstlichen Verwaltung, 
die eher darauf abzielte die Einnahmen der fürstlichen Rentkam-
mer zu erhöhen, anstatt Gewerbe anzusiedeln und eine unzurei-
chende Infrastruktur, die auch nicht gezielt entwickelt wurde. So 
erfolgte der Beitritt zum Zollverein erst im Jahre 1841, der An-
schluss an das Eisenbahnnetz im Jahre 1880, die Abschaffung der 
Zünfte und die Durchsetzung der Gewerbefreiheit erfolgte mit dem 
Beitritt zum Norddeutschen Bund 1862. 2 Das Fehlen einer Tele-
graphenstation in Detmold wurde vom Fürsten Leopold III.  1862 
damit begründet, dass solche modernen Einrichtungen, „leicht re-
volutionäre Ideen ins Land“ bringen könnten, von denen er sein 
Land rein halten möchte.3  
Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts findet sich in Lippe nen-
nenswerte Industrie in den Städten Salzuflen, Lemgo, Detmold, 
Lage und Oerlinghausen, also überwiegend angrenzend an den 
industriell weiter entwickelten Raum Herford-Bielefeld. Zu Beginn 
des 20.Jahrhunderts bildete sich dann die Holzindustrie als 
Schwerpunkt der industriellen Entwicklung Lippes heraus, die aber 
auch weiterhin recht gemächlich verlief. So gab es im Jahre 1907 
in Lippe lediglich vier Betriebe mit mehr als 200 Arbeitern.4  
                                                 
2 M. Böttcher, u.a.; Materialien zur lippischen Landesgeschichte Band I, Lippe 
im Industriezeitalter, Detmold 1987 
3 C. Volkhausen, Zur Geschichte eines kleinen Staates, Hamburg 1862, S.53. , 
zit. nach: M. Böttcher, u.a.; Materialien zur lippischen Landesgeschichte Band I, 
Lippe im Industriezeitalter, Detmold 1987, S. 71. 
4 Vgl. M. Böttcher, u.a.; a.a.O., S. 133 
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In Lippe fehlten also lange Zeit die soziokulturellen und ökonomi-
schen Vorraussetzungen für die Entstehung einer für die Phase der 
Industrialisierung typischen Arbeiterkultur. Gleiches gilt für die 
Etablierung politischer Organisationen der Arbeiterschaft. Noch in 
Jahre 1900 wird in einer Festschrift zum 50jährigen Bestehen der 
(für die lippische Entwicklung untypischen) Hoffmann´schen Stär-
kefabrik beklagt, dass die „Beschaffung und Erhaltung eines tüch-
tigen Arbeiterstammes eine besondere Schwierigkeit bildet“.5 Die 
Gründung von sozialdemokratischen Organisationen bedurfte in 
Lippe auch dort wo eine  industrielle Entwicklung eingesetzt hatte, 
der Hilfe bzw. eines Anstoßes von außen. Allerdings entstanden in 
diesen Orten die ersten sozialistischen Organisationen noch vor 
Inkrafttreten des Sozialistengesetzes. So wurden im Frühjahr des 
Jahres 1878 in Schötmar und Lemgo mit Hilfe des Sozialdemokra-
ten Oehme aus Hannover „sozialistische Vereine“  gegründet. Ins-
gesamt hatte es die Sozialdemokratie bis zur Jahrhundertwende 
äußerst schwer, in Lippe Fuß zu fassen. Bei den Reichstagswahlen  
1881 erzielte sie in Lippe ganze 130 Stimmen. 6 
 
Während der Zeit des Sozialistengesetzes gab es in Lippe einzelne, 
sporadische sozialdemokratische Aktivitäten und Aktionen, die 
von den sozialdemokratischen Aktivisten in Schötmar, Lemgo und 
Oerlinghausen ausgingen. Der erste lippische Landtagsabgeordnete 
August Schmuck bestätigte Jahre später in einem Interview der 
Volkswacht, dass es bis 1883 noch keine Parteiorganisation in 
Lippe gab7. Auch am ostwestfälisch-lippischen Bezirksparteitag 

                                                 
5  G. Delphy, Festschrift zum 50-jährigen Jubiläum von Hoffmann´s Stärkefab-
riken Aktiengesellschaft Salzuflen, am 29.September 1900 S. 18ff.,  zit. nach M. 
Böttcher u.a.; a.a.O., S.164. 
6 Vgl. K. Rauchschwalbe, Geschichte der lippischen Sozialdemokratie, Biele-
feld, 1979, S. 18ff. 
7 ebenda, S.43 
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der SPD im Jahre 1897 in Rehme (Bad Oeynhausen) kamen von 
67 Delegierten lediglich vier aus Lippe8.    
 
Trotz der geringen sozialdemokratischen Aktivitäten existieren 
zahlreiche Hinweise auf die Unterdrückung der Sozialdemokratie 
in der Zeit des Sozialistengesetzes und die penible Durchführung 
des Gesetzes auch im Fürstentum Lippe. Begleitet wurden diese 
obrigkeitlichen Maßnahmen durch zahlreiche, gegen die Sozial-
demokraten gewandte Artikel der nationalliberalen „Lippischen 
Landeszeitung“, die u. a. schon vor Inkrafttreten des Sozialistenge-
setzes forderte, „dass den sozialdemokratischen Agitatoren der 
Einfluss auf die Arbeiter entwunden, dass der Revolution von un-
ten ein nachdrücklicher Hemmschuh vorgeschoben wird“ 9.    
Im Stadtarchiv Blomberg finden sich sowohl Akten, die die strikte 
Durchführung des Gesetzes seitens des Blomberger Magistrats 
belegen als auch der Nachweis, dass es der Reichsregierung mit 
dem Sozialistengesetz nicht gelang, sozialdemokratische Aktivitä-
ten vollständig zu unterbinden.  
Einerseits finden sich hier Aufforderungen der fürstlichen Regie-
rung in Detmold an den Magistrat der Stadt Blomberg, den Zuzug 
von Sozialdemokraten bzw. sozialdemokratische Aktivitäten zu 
melden. Entsprechend positive Meldungen seitens der Stadt finden 
sich in den Akten nicht. 
 
Andererseits berichtet der Blomberger Bürgermeister Böhmer am 
16.3.1884 an die „Hochfürstliche Regierung“ in Detmold, dass am 
Tag zuvor „eine große Anzahl eines sozialdemokratischen Flug-
blattes von zwei unbekannten Knaben theils in die Häuser gewor-
fen, theils Personen auf der Straße in die Hand gegeben“ wurde. 
Eine Festnahme der beiden Knaben habe nicht erfolgen können, da 

                                                 
8 Stadtarchiv Blomberg, Öffentliche Versammlungen, 1893-1914, III/DI d6 
9 zit. nach: K. Rauchschwalbe; a.a.O., S.22 
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diese eiligst die Stadt verlassen hätten und nicht feststellbar gewe-
sen sei, wohin sie gegangen seien10.  
Diese Aktivitäten, die sich im Zusammenhang mit der Reichstags-
wahl 1884 entfalteten, hatten ihren Ursprung jedoch nicht in 
Blomberg, sondern wurden von „außen“ initiiert. Eine Gruppe von 
Lemgoer Sozialdemokraten um August Schmuck hatte 15 000 
Flugblätter aus Bremen erhalten und in vielen Orten Lippes ver-
teilt.11  
Für die Existenz einer aktiven sozialdemokratischen Gruppe in 
Blomberg zu diesem Zeitpunkt finden sich in den Akten des Stadt-
archivs keine Hinweise. Die Existenz eines eigenständigen sozial-
demokratischen Zirkels in Blomberg zu dieser Zeit kann als relativ 
unwahrscheinlich angenommen werden.  
 

 
Lippische SPD, Delegiertenversammlung im Jahre 1900 in Blom-
berg 

                                                 
10 Stadtarchiv Blomberg, Öffentliche Versammlungen, 1893-1914, III/DI d6 
11 Vgl. K. Rauchschwalbe; a.a.O., S.44 
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Die Anfänge der Sozialdemokratie in Blomberg 
 
Im letzen Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts änderte sich die Situation 
in Blomberg. Ein wichtiger infrastruktureller Faktor für den wirt-
schaftlichen Aufschwung  war der Anschluss Blombergs an das 
Eisenbahnnetz im Jahre 1896. Mit dem Anwachsen der Holzin-
dustrie und dem Zuzug von Arbeitskräften aus industriell weiter 
entwickelten Gebieten entstanden die sozialstrukturellen Voraus-
setzungen für den Aufbau von Arbeiterorganisationen.  
Wuchs die Blomberger Bevölkerung in den Jahren 1835 bis 1880 
lediglich von 2 141 auf 2 569, so war bis 1895 ein Anwachsen auf 
3 084 zu verzeichnen. Auch in den folgenden Jahren wuchs die 
Blomberger Bevölkerung beständig: 1900 lebten 3 300 Menschen 
in Blomberg, 1905 waren es 3 579,  1916  3 800, 1926  4 298.12 
Die Volkszählung des Jahres 1925 weist knapp 40% der Bevölke-
rung als „Arbeiterbevölkerung“ aus. Die Erhebung unterschied 
nicht zwischen Arbeitern in Industrie und Handwerk. Trotz dieser 
ersten Ansätze einer industriellen Entwicklung blieb die Landwirt-
schaft ein wesentlicher Faktor der Existenzsicherung der Blomber-
ger Bevölkerung. Noch Mitte 1920 bebauten 700 von den vorhan-
denen 1000 Haushalten eine Acker- bzw. Gartenfläche von einer 
Größe zu bis zu zwei Hektar. Diese 700 Haushalte hielten ca. 1100 
Schweine, 900 Ziegen und knapp 60 Kühe.13 Im Jahre 1862 gab es 
in Blomberg 35 Beschäftigte im holzverarbeitenden Gewerbe. Im 

                                                 
12 Zahlen aus Stiewe, Heinrich; Über die Mauern hinaus, Bautätigkeit und Stadt-
entwicklung in Blomberg zwischen 1860 und 1930, S.17 in: Stadtsparkasse 
Blomberg (Hg.); Blomberg.... über die Mauern der Stadt hinaus, Blomberg 
1995,       S. 13-51 und Hans Vollmer; 1900-1925, Ein Vierteljahrhundert Blom-
berger Stadtgeschichte, Blomberg 1928, S. 94. 
 
13 D. Zoremba, Feste und Feiern in Blomberg, Zur kleinstädtischen Festkultur 
zwischen Weimarer Republik und Nationalsozialismus, S. 386, in: K.Dröge u. 
I.Tappe (Hg.);Festkultur in Lippe, Beiträge zum öffentlichen Festwesen im 19. 
und 20. Jahrhundert, Münster 1994, 386-432. 
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Jahre 1900 betrug die Zahl 138, um über 158 Beschäftigte im Jahre 
1902, 221 (1908) auf 509 im Jahre 1922 anzuwachsen. 14  
 
Neben den sozio-ökonomischen  änderten sich mit der Aufhebung 
des Sozialistengesetzes im Jahre 1890 auch die gesellschaftspoliti-
schen Bedingungen für den Aufbau sozialdemokratischer Organi-
sationen. Bereits im Jahre 1893 wurde mit dem „Holzarbeiterver-
band“ die erste Gewerkschaft gegründet. Die in manchen Veröf-
fentlichungen zu findende Aussage, die betreffenden Arbeiter - 
also die Keimzelle der Sozialdemokratie in Blomberg-, seien aus 
Sachsen zugewandert15, lässt sich anhand von Akten nicht eindeu-
tig nachweisen. In Blomberg kam es bereits im Jahre 1901 in einer 
Stuhlfabrik zur Arbeitsniederlegung wegen der Absenkung der 
Löhne. Im Jahre 1906 kam es zu den ersten beiden Streiks um 
Lohnerhöhungen in zwei Betrieben der Holzindustrie, wobei die 
Forderungen der Streikenden zum Teil erfüllt wurden. In den Jah-
ren 1924 und 1925 gab es mehrwöchige Streiks in den holzverar-
beitenden Industriebetrieben.16.   
  
In den 1890er Jahren fanden in Blomberg eine ganze Reihe öffent-
licher Veranstaltungen (Volksversammlungen, Gewerkschaftsver-
sammlungen, Versammlungen der 3.Wählerklasse, Zieglerver-
sammlungen) mit sozialdemokratischer/gewerkschaftlicher Aus-
richtung statt.  
 
Allein in den Jahren 1897 und 1898 gab es acht solcher Veranstal-
tungen. Als Redner traten bekannte Sozialdemokraten aus Biele-

                                                 
14 L. Krull, Vom Handwerk zur Industrie S. 53 in: Stadtsparkasse Blomberg 
(Hg.); Blomberg.... über die Mauern der Stadt hinaus, Blomberg 1995, S. 53-85   
15 Zum Beispiel: Freie Presse vom 28.11.1953, der Hinweis auf aus Sachsen 
zugewanderte Arbeiter findet sich auch in: A.Bünte; Die Stadt Blomberg, Ge-
schichte und Wirtschaft in Vergangenheit und Gegenwart, o. Ort, ohne Jahr, S. 
23 
16 Vgl.ebenda, S.70 ff.  
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feld und Lemgo auf. Im Jahre 1900 fand eine Delegiertenversamm-
lung der lippischen SPD in Blomberg statt. 
Obwohl es noch nicht zur Gründung eines sozialdemokratischen 
Vereins kam, finden sich Hinweise auf ein deutlich gestiegenes 
Selbstbewusstsein der Blomberger Sozialdemokraten. Obgleich 
vom Obrigkeitsstaat noch immer gegängelt, forderten sie bereits 
1894 in einem Protestbrief an den Bürgermeister Bescheinigungen 
zur Durchführung von öffentlichen Versammlungen künftig sofort 
bei der Beantragung auszustellen, damit es künftig nicht - wie ge-
schehen- zur ungerechtfertigten Auflösung  solcher Versammlun-
gen komme. 17 
 
 
Die Gründung des „Arbeitervereins für Blomberg und Umgebung“ 
 
Verstärkte sozialdemokratische Aktivitäten lassen sich im Vorfeld 
der Reichstagswahlen in Juni des Jahres 1903 feststellen. Anhand 
der Akten des Stadtarchivs und der Berichte des Blomberger An-
zeigers lassen sich von Dezember 1902 bis Juni 1903 zahlreiche 
sozialdemokratische Versammlungen nachweisen, bei denen im-
mer wieder Redner aus Bielefeld und Lemgo auftraten und der 
Polierer Heinrich Saake aus der Neuen Torstraße öfters als Initiator 
der Versammlungen in den Akten vermerkt wurde.18   
 
Auf einer solchen, von Saake bei den Behörden angemeldeten 
Veranstaltung, sprach am 3. Februar 1903 Luise Zietz aus Ham-
burg im „Bunte´schen Saale“ zum Thema: „Sind die Sozialdemo-
kraten rechtlos?“ Luise Zietz war eine renommierte SPD-
Politikerin und Frauenrechtlerin (später Mitglied der Weimarer 
Nationalversammlung und Reichstagsabgeordnete), die im Hin- 

                                                 
17 Stadtarchiv Blomberg, Öffentliche Versammlungen, 1893-1914, III/DI d6 
18 Saake wurde 1910 Stadtverordneter der SPD in Blomberg,1918 Vorsitzender 
des „Volksrates der Stadt Blomberg“ und Mitglied des „Lippischen Volks- und 
Soldatenrats“ in Detmold 
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Antrag auf Gehnehmigung der Statuten des „Arbeitervereins für Blom-
berg und Umgebung“ beim Magistrat der Stadt Blomberg 
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blick auf die bevorstehenden Wahlen in mehreren lippischen Städ-
ten auftrat.   
Im Verlaufe dieser gutbesuchten Versammlung, an der auch 40 
Frauen teilnahmen, rief sie zur Gründung  eines  „Arbeiterbil-
dungsvereins“ auf.19 Die Teilnahme von Frauen ist insofern be-
merkenswert, als es zu dieser Zeit Frauen nach § 7 des Vereinsge-
setzes vom 21.2.1891 verboten war, an Sitzungen von „politischen 
Vereinen“ teilzunehmen und Luise Zietz die Teilnahme an einer 
Veranstaltung des Arbeiterbildungsvereins in Salzuflen am 1.2.03 
verboten worden war. In Blomberg hatte mit Heinrich Saake ein 
„Privatmann“ zur Versammlung geladen, sodass diese nicht verbo-
ten werden konnte.20  
Der Aufforderung von Luise Zietz, einen Arbeiterbildungsverein 
zu gründen, kamen die Blomberger Sozialdemokraten kurze Zeit 
später nach und gründeten am 1.4.1903 den „Arbeiterverein für 
Blomberg und Umgebung“.  
 
 
Zielsetzung und Aktivitäten des Arbeitervereins 
 
In den Akten des Stadtarchivs finden sich unter dem Datum vom 
1.4.03 sowohl die Statuten des Vereins als auch der Antrag des 1. 
Vorsitzenden August Wille an den Magistrat der Stadt Blomberg, 
die Statuten zu genehmigen. 
Als Zielsetzung des Vereins wird in den Statuten die „geistige und 
materielle Förderung seiner Mitglieder nach den Grundsätzen der 
Arbeiterpartei“  genannt. Diese sei zu erreichen durch Versamm-
lungen, Vorträge, Leseabende, Pflege von Musik und Gesang und 
gefälligen Vergnügungen. 

                                                 
19 Vgl. Blomberger Anzeiger vom 5.2.03 
20 Vgl. K.Rauchschwalbe; a.a.O., S. 94ff. 
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Mitgliederverzeichnis des Allg. Arbeitervereins für Blomberg und Umgebung 
 
 



 16

Der Verein gewährte seinen Mitgliedern Rechtsschutz, falls sie 
sich durch ihr Eintreten für die Ziele des Vereins Anklagen zuge-
zogen haben sollten. Entsprechend der damaligen Rechtslage (Vgl. 
oben) war es nur Männern möglich, dem  
Verein beizutreten. Die Aufnahmegebühr betrug 20Pf, der Monat-
beitrag 25Pf. 
Das der Verwaltung eingereichte Mitgliederverzeichnis umfasste 
insgesamt 32 Personen, darunter 6 Tischler, 16 Polierer, 8 Stuhl-
bauer, ein Schornsteinfeger und ein Maurer und zeigt deutlich, 
dass die Anfänge der Blomberger Sozialdemokratie in engem Zu-
sammenhang mit der Entwicklung der Holzindustrie stehen, d.h. 
dass sich ihre Mitglieder überwiegend aus dieser Branche rekrutie-
ren.21 
 
Im Jahre 1906 teilte der Tischler August Finger im Auftrage des 
Vorstandes dem Blomberger Magistrat mit, dass der Verein, sich 
dem „Sozialdemokratischen Verein für den Wahlbezirk Fürsten-
tum Lippe“ angeschlossen habe und nun den Namen “Sozialde-
mokratischer Ortsverein Blomberg“ führt.22 Damit war der 
Ortsverein Blomberg auch organisatorisch der SPD eingeglie-
dert. 
 
Arbeiterkultur  in Blomberg 
Die in den Statuten dargestellte Zielsetzung des Vereins verweist 
deutlich auf die Entwicklung, die sich in den Jahren kurz vor und 
nach der Jahrhundertwende in Blomberg vollzog, nämlich die Her-
ausbildung eines typischen Arbeitermilieus, dessen herausragendes 
Symbol die Etablierung eines Arbeitervereins darstellte. Für die  
Jahre bis zum Beginn des 1.Weltkrieges finden sich in den Akten 
des Stadtarchivs vielfältige Hinweise auf politische, gewerkschaft-
liche oder kulturelle Aktivitäten der Blomberger Arbeiterschaft 
(Fabrikarbeiterball, Rezitations- und Volksunterhaltungsabend). 

                                                 
21 Stadtarchiv Blomberg, Allgemeiner Arbeiterverein, 1903-1907, III/HVI a4 
22 ebenda 
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Vor allem die Gründung weiterer Vereine (Arbeitersportverein 
(1904),  Theaterverein „Thalia“ (1907),   Arbeitergesangverein 
(1910),  Frauenchor (1918)), die Einrichtung einer Gewerkschafts-
bücherei (1908), einer Verkaufsstelle des Konsumvereins (1908) 
und später der Aufbau einer Ortsgruppe des Reichsbanners (1920) 
und der Arbeiterjugend (1925) verweisen auf eine lebendige Arbei-
terkultur in Blomberg.  
 

 
Sportklub Blomberg 1911 
 
Versammlungs- und Festlokal dieser Organisationen war der 
„Werner´sche Saal“ (die Gaststätte „Bürgerheim“ in der Garten-
straße).  Zwischen 1925 und 1930 war sie im Besitz der Arbeiter-
organisationen, musste dann aber aus finanziellen Gründen wieder 
aufgegeben werden. Die Arbeiterkultur war von ihrem Selbstver-
ständnis her eine Gegenbewegung und Abgrenzung zur bürgerli-
chen Kultur. Auch wenn sie sich in Form und Inhalt nur wenig 
davon unterscheiden konnte, so demonstrierte sie den Anspruch 
der Arbeiterschaft auf Teilhabe am öffentlichen Leben und leistete 
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einen wichtigen Beitrag zur Festigung des eigenen Milieus.23 
Schon im Kaiserreich, vor allem aber in der Weimarer Republik, 
stellte sie mit ihrem Bekenntnis zum demokratischen Staat einen 
wichtigen Gegenpol zum obrigkeitsstaatlichen, deutschnationalen 
Gedankengut offizieller Feierlichkeiten in Blomberg dar.24 
 
Der Revisionismusstreit, also die Strategiedebatte über einen re-
formerischen Weg zu einem demokratischen Staat oder den revolu-
tionären Weg zur Diktatur des Proletariats,  der nach der Aufhe-
bung des Sozialistengesetzes die innerparteiliche Diskussion der 
SPD beherrschte, dürfte in Blomberg (und auch in Lippe insge-
samt) kaum geführt worden sein. Die Aktivitäten der Blomberger 
Sozialdemokraten zielten um die Jahrhundertwende darauf ab, ihre 
Organisationen aufzubauen, zu festigen, ihren politischen Einfluss 
zu vergrößern und sich bietende Möglichkeiten zu nutzen, um die 
Lebensverhältnisse der Arbeiter zu verbessern (Beteiligung an 
Wahlen, Konsumverein, gewerkschaftliche und kulturelle Aktivitä-
ten). Die im Revisionismusstreit angelegte Spaltung der Arbeiter-
schaft in USPD und KPD auf der einen und die MSPD auf der an-
deren Seite, ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht festzustellen, ent-
wickelte sich aber im Verlauf der Weimarer Republik auch in 
Blomberg.  
 
Wahlerfolge und „Burgfrieden“ 
 
Die oben geschilderten Entwicklungen manifestierten sich nach 
der Jahrhundertwende auch in Wahlergebnissen. Bei den 
Reichstagswahlen in Juni 1903 war Blomberg die einzige lippische 
Gemeinde mit einer Mehrheit für den SPD-Kandidaten Clemens 
Becker aus Lemgo. 
Im Jahre 1907 wurde mit Heinrich Brandt zum ersten Mal ein So-
zialdemokrat in die Stadtverordnetenversammlung gewählt. 1910 

                                                 
23 Vgl hierzu: D. Zoremba, Feste und Feiern..., a.a.o., S. 394ff. 
24 Vgl. ebenda S. 404 
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folgten Heinrich Saake und Emil Rautenberg. 1919 erreichten die 
Sozialdemokraten 6 von 12 Mandaten. Heinrich Saake wurde 
Stadtverordnetenvorsteher.25 
 
Als Reaktion auf das zunehmende Wettrüsten vor dem 1.Weltkrieg 
fand am 24.4.1913 in Blomberg eine Veranstaltung unter dem 
Motto „Gegen den Wahnsinn des Wettrüstens“ statt. Redner war 
Carl Schreck aus Bielefeld. An der Veranstaltung nahmen ca. 70 
Personen teil.26 
 
Der Beginn des 1.Weltkrieges und der Schwenk der SPD von der 
internationalistischen Anti-Kriegspartei zur Befürwortung der 
Kriegskredite im Reichstag und zur Einwilligung in den von Wil-
helm II. dekretierten Burgfrieden, brachte die parteipolitischen 
Aktivitäten in Lippe bis ins Jahr 1918 hinein, praktisch zum Erlie-
gen. Das Reichsmilitärgesetz verbot darüber hinaus Militärangehö-
rigen die Teilnahme an politischen Versammlungen. Allenfalls, die 
Änderung des Dreiklassenwahlrechts blieb Gegenstand der politi-
schen Debatte, ansonsten hielt sich die lippische SPD an den Burg-
frieden.27  
 
 
Die rote Fahne auf dem Rathaus - Die Ereignisse der Revolution 
1918/19 
 
Die Novemberrevolution von 1918 entfachte in Lippe neue politi-
sche Aktivitäten. Am 10.11.1918, einen Tag nach der Ausrufung 
der Republik durch Philipp Scheidemann und der Abdankung des 
Kaisers, konstituierte sich in Detmold der „Lippische Volks- und 
Soldatenrat“ als neue lippische Regierung. 

                                                 
25 Freie Presse, 28.11.1953 
26 Stadtarchiv Blomberg, Öffentl. Versammlungen, 1893-1914, III DI,d6 
27 Vgl. K.Rauchschwalbe, Geschichte der lippischen Sozialdemokratie, Bielefeld 
1979, S.129ff.  
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Zwei Tage später gründete sich in Blomberg ein aus Arbeitern und 
Soldaten bestehender „Volksrat der Stadt Blomberg.“ Der Blom-
berger Anzeiger vom 14.11.1918 berichtet von einer, auch von 
Frauen außergewöhnlich gut besuchten, Versammlung im „Wer-
ner´schen Saale“,die vom Stadtverordneten Heinrich Saake eröff-
net wurde. In den während der Versammlung von Sozialdemokra-
ten gehaltenen Reden wurde die Zielsetzung des Volksrats klar 
definiert. An erster Stelle stand die Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung in der Stadt, die Sicherstellung der Ernährung 
der Bevölkerung, die Demobilisierung zurückkehrender Soldaten 
sowie das Bekenntnis zur Revolution und zu einem demokrati-
schen Staatswesen. Zustände wie in Russland gelte es zu vermei-
den. Zur Vermeidung von Ausschreitungen wurde die Bildung 
einer aus Fabrikarbeitern gebildeten Bürgerwehr vorgeschlagen.  
Während der Versammlung erschien der Arbeitersekretär Pieper 
(Mitglied des lippischen Volks- und Soldatenrats). Er berichtete 
über die Ereignisse in Detmold und stellte fest, dass sämtliche Be-
hörden in Lippe, also auch der Blomberger Magistrat, nun dem 
lippischen Volks- und Soldatenrat unterstellt seien und dessen 
Anweisungen zu befolgen hätten.   
Im Anschluss an den Bericht Piepers wählte die Versammlung  
Heinrich Saake zum Vorsitzenden. Nach seiner Wahl  formulierte 
dieser den Anspruch des Rates: „Der Ausschuss wird nun kontrol-
lieren und die Gewalt der Stadt Blomberg übernehmen.“28  Saake 
wurde später Mitglied der SPD-Fraktion des verfassungsgebenden 
lippischen Landtages. 
 
Am 13.11.1918 traf der Volksrat mit dem Magistrat der Stadt 
Blomberg eine Vereinbarung über die zukünftige Zusammenarbeit. 
Demnach hatten die Mitglieder des Volksrates Sitz und Stimme im 
Magistrat. Ein gemeinsamer Aufruf wurde verfasst,  indem demje-
nigen, „der sich an fremdem Eigentum vergreift oder Tätlichkeiten 
gegen Mitmenschen begeht“ schwerste Strafen angedroht werden. 

                                                 
28 Stadtarchiv Blomberg, III,Nr.1 
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Versammlungen auf der Straße werden verboten. Beamte und Be-
völkerung werden ermahnt, in höflichem Ton miteinander umzu-
gehen, Kinder dürfen sich bei Einbruch der Dunkelheit, Jugendli-
che ab 21Uhr nicht mehr draußen aufhalten.  
Nach dieser Vereinbarung, wurde die rote Fahne des Revolutions-
jahres 1848 am Rathaus gehisst.29  
 
Trotz der roten Fahne auf den Rathaus war im Revolutionsjahr 
1918 das Handeln der Blomberger und der lippischen SPD insge-
samt, äußerst pragmatisch auf Zusammenarbeit mit den bestehen-
den Institutionen, die Vermeidung von Unruhen und die Bewälti-
gung von Alltagsproblemen ausgelegt. Revolutionärer Kampf ge-
gen die bürgerliche Gesellschaft, radikale politische und soziale 
Veränderungen, z.B. der Eigentumsverhältnisse wurden nicht an-
gestrebt. Die Ereignisse in Lippe entsprechen insofern den Ergeb-
nissen der neueren historischen Forschung, wonach Arbeiter- und 
Soldatenräte nicht per se der äußersten Linken zugerecht werden 
können, sondern in den weitaus meisten Fällen von Vertretern der 
MSPD oder gemäßigten Mitgliedern der USPD dominiert wurden, 
die sich als Sachwalter der sozialdemokratischen Regierung in 
Berlin gegenüber den kaiserlichen Behörden auf lokaler oder regi-
onaler Ebene verstanden.30  
 
Generalstreik zur Verteidigung der Republik  
Die Übernahme der Regierung durch die SPD im Jahre 1918 er-
möglichte es der Partei wesentliche Ziele zu verwirklichen, für die 
sie seit Jahren und Jahrzehnten gekämpft hatte, darunter die Ein-
führung des gleichen Wahlrechts für Männer und Frauen und den 
Acht-Stunden-Tag. Weitere Reformen sollten nach den Wahlen 
und durch diese legitimiert durchgeführt werden (Mitbestimmung 
in Großbetrieben, Sozialisierung von Schlüsselindustrien und 
ostelbischem Großgrundbesitz). Die fehlende absolute Mehrheit 

                                                 
29 Vgl. Blomberger Anzeiger, vom 14.11.1918 
30 Vgl. E. Kolb, Die Weimarer Republik, München 1988², S.156 
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zwang die SPD nach 1919 auf Reichsebene in Koalitionen, die 
eine Weiterführung der Revolution unmöglich machte. Viele An-
hänger und Wähler waren aus diesem Grund von der Politik der 
SPD enttäuscht und wandten sich radikaleren Parteien wie USPD 
und KPD zu.  
Im bürgerlichen Lager führten die harten Friedensbedingungen des 
Versailler Friedensvertrages zur   Radikalisierung. Mit der Dolch-
stoßlegende, wonach das Deutsche Heer nicht militärisch besiegt, 
sondern durch die Revolution „von hinten erdolcht“ worden sei, 
lenkten die alten Eliten des Kaiserreichs von ihrer eigenen Ver-
antwortlichkeit für das Scheitern des Kaiserreichs, die Katastrophe 
des 1.Weltkriegs und die daraus resultierenden Konsequenzen ab 
und nährten die Utopie, eine Beseitigung der Demokratie sei 
gleichbedeutend mit der Lösung der Nachkriegsprobleme in 
Deutschland. 
Nachdem der kommunistische Aufstand in Berlin im Januar 1919 
mit Hilfe von Truppenteilen der kaiserlichen Armee niederge-
schlagen werden konnte, sah sich die SPD-geführte Regierung am 
13. März 1920 (Kapp-Putsch) mit dem ersten Versuch der radika-
len Rechten konfrontiert, die Regierung gewaltsam zu stürzen. Mit 
der Bemerkung „Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr“ ver-
weigerte General von Seeckt, den Befehl der Regierung, den 
Putsch niederzuschlagen. Der Putsch scheiterte schließlich nach 
wenigen Tagen auf Grund des Generalstreiks von Arbeitern, Ange-
stellten und Beamten.  
Der lippische Landtag verabschiedete einen einmütigen Beschluss 
„allen Bestrebungen entgegenzutreten, die daraufhinausgehen, die 
verfassungsmäßig gegebene Sicherung der Volksrechte durch Ge-
walttaten ...zu beseitigen.“ Dem Aufruf zum Generalstreik kamen 
die lippischen Arbeiter mit großer Geschlossenheit nach.31 In 
Blomberg beteiligten sich  650 Arbeiter aus 25 Betrieben an die-

                                                 
31 Vgl. K.Rauchschwalbe, Geschichte der lippischen Sozialdemokratie, Bielefeld 
1979, S. 187f. 
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sem Streik,32 der in Blomberg nicht durchgängig gewaltlos verlief. 
Streikende zogen unter Beteiligung sozialdemokratischer Stadtver-
ordneter demonstrierend durch die Stadt, zwangen einen Kauf-
mann sich dem Demonstrationszug anzuschließen und eine rote 
Fahne zu tragen, drangen in eine Apotheke ein und wollten auch 
einen Apotheker zwingen sich der Demonstration anzuschließen. 
Sie ließen jedoch von ihrem Vorhaben ab, weil der Apotheker er-
krankt war. Die Demonstranten beschlagnahmten bei Privatperso-
nen und Geschäftsleuten, die ihnen offensichtlich verdächtig vor-
kamen, Waffen und Munition. Auch vom Krieger- und Kampfge-
nossenverein wurden acht Gewehre beschlagnahmt. Insgesamt 
wurden 15 Schusswaffen beschlagnahmt und im Rathaus depo-
niert. Am 28. Juni wurde verfügt, die Waffen den Eigentümern 
zurückzugeben.33   
Im Zuge der Kundgebungen kam es zur Besetzung und Demolie-
rung des Kontors der Fa. Ramm &Co. Der Stadtverordnete Hell-
meier erklärte in der gemeinschaftlichen Sitzung des Magistrats 
und der Stadtverordneten  vom 17.3.1920, in der die Vorfälle be-
handelt wurden, er sei gemeinsam mit dem Stadtverordneten Her-
mann Albert dafür eingetreten, die Demolierung zu verhindern. 
Die Menge sei jedoch von zwei Frauen mit den Worten aufgehetzt 
worden: „Wir müssen den Männern etwas auf den Tisch setzen 
können, wenn ihr auch 5 Jahre wie mein Mann im Felde gewesen 
wäred, dann würdet ihr auch anders vorgehen. Wenn Ramm da ist, 
muss er raus zum Verhandeln und wenn ihr nochmals Revolution 
macht, dann ladet nur uns Frauen ein, wir werden dann schon an-
ders aufräumen wie ihr.“ 34  
 
 

                                                 
32 M. Böttcher,u.a.; Materialien zur lippischen Landesgeschichte Band III, Revo-
lution in Lippe 1918/19, Detmold 1990, S.86.  
33 Stadtarchiv Blomberg, Politische Angelegenheiten 1918-1934 
34 Stadtarchiv Blomberg, Protokoll Magistrat/Stadtverordnete, AA II I c 21 
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Die Spaltung der Blomberger Arbeiterschaft  
Die Teilnahme am Generalstreik zur Niederschlagung des Kapp-
Putsches, sowie die oben geschilderten Vorkommnisse und Äuße-
rungen zeigen einerseits die Bereitschaft der Arbeiterschaft zur 
Verteidigung der Republik und ihrer Errungenschaften, anderer-
seits lässt sich aus den Vorgängen und Äußerungen auch auf die 
Unzufriedenheit in Teilen der Blomberger Arbeiterschaft mit den 
Ergebnissen der Revolution von 1918 schließen. Sie dokumentie-
ren darüber hinaus die zunehmende Spaltung der Blomberger Ar-
beiterschaft.   
Ihre Wählerstimmen musste sich die SPD nun mit anderen Parteien 
teilen.   
Konnte die SPD bei den Wahlen zur Stadtverordnetenversamm-
lung 1919 noch 903 Stimmen in Blomberg erreichen, waren es 
1922 nur noch 462. 287 Stimmen entfielen nun auf die KPD, die in 
Blomberg unter dem Namen „Einigkeit“ antrat. Diese Stimmenver-
teilung innerhalb der Arbeiterschaft 2/3 SPD , 1/3 KPD blieb auch 
in den folgenden Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung in 
etwa erhalten. Bei den Land- und Reichstagswahlen in den 20er 
Jahren schnitt die KPD, durchweg schlechter ab; in den dreißiger 
Jahren konnte sie sich vor dem Hintergrund der Wirtschafts- und 
Verfassungskrise im Reich gegenüber der SPD deutlich steigern. 
Der Tiefpunkt  war aus Sicht der Sozialdemokraten bei den 
Reichstagswahlen am 6.11.1932 erreicht, hier erreichten sie mit 
713 Stimmem gerade noch 26,3%, die KPD mit 522 Stimmen 
19,3% .  (Vgl. Tabelle) 
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Das Bürgertum und die ungeliebte Demokratie 
 
Neben der eigenen Spaltung zeigten die Reaktionen der Blomber-
ger Arbeiterschaft auf den Kapp-Putsch, insbesondere die Be-
schlagnahmung von Waffen und Munition im „bürgerlichen La-
ger“,  das   Misstrauen, mit dem sich Bürgertum und Arbeiterschaft 
in Blomberg immer noch begegneten. Die Arbeiterschaft- zumin-
dest Teile davon-  hatte offensichtlich erhebliche Zweifel an der 
demokratischen Gesinnung des Bürgertums und versuchte durch 
die Beschlagnahmung von Waffen und Munition allen Eventualitä-
ten vorzubeugen.  
Anlass für dieses Verhalten bot das Blomberger Bürgertum zwar 
nicht durch eine offene Ablehnung der Weimarer Republik, aber 
auch noch Ende der 20er und Anfang der 30er Jahre wurde in den 
offiziellen Reden anlässlich lokaler bürgerlicher Feste immer wie-
der deutschnationales Gedankengut erkennbar.35 Es wurde Bezug 
genommen auf die Kriege von 1864, 1866 und 1871 und den 
Kriegsbeginn 1914. Die Reichsgründung 1871 wurde als “der 
größte Tag der deutschen Weltgeschichte“ gewürdigt.36 In dieser 
Tradition stehend wurde der Hoffnung Ausdruck verliehen, dass 
das „deutsche Vaterland neu erblühe: „Darum: Nur die Hoffnung 
festgehalten, Frühling wird es doch einmal.“, so Bürgermeister 
Vollmer in einer Festrede im Mai 1928.37  Bürgermeister Bargob 
stellte in seiner Festrede zum Schützenfest ein Jahr später fest, „ 
dass wir nur, wenn alle Kräfte zusammengefasst werden, wenn alle 
zusammenstehen, dass wir nur dann wieder ein freies Deutschland 
erringen können. ....Sie (die Bürgerschützen) bilden ja eine Ge-
meinschaft, in der jeder, ob hoch oder niedrig, ob alt oder jung, ob 
reich oder arm aufgenommen wird. So bilden sie gleichsam eine 

                                                 
35 Vgl. D. Zoremba, Feste und Feiern..., a.a.o., passim.  
36 Vgl. ebenda, S.398ff. 
37 Blomberger Anzeiger, 11.5.1928 
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Keimzelle der Einheit, ..., wie wir sie zur Befreiung unseres Vater-
landes überall so dringend brauchen.38  
Die Weimarer Republik hatte weder in dieser historischen Traditi-
onslinie noch in dieser Zukunftsvision, die der nationalsozialisti-
schen Volksgemeinschaftspropaganda sehr nahe kam, einen Platz. 
Aus diesem Grunde bezweifelte das sozialdemokratische Volks-
blatt, dass es sich bei dieser Art von Festen um Volksfeste handelte 
und stellte in Bezug auf das Schützenfest von 1927 fest: „ Der his-
torische Festzug war sicherlich recht gut. Aber sonst trat an allen 
Ecken die wahre Natur der „Bürgerschützen“ in Erscheinung. Die 
von den Schützen bewirkte Ausschmückung nahm sich aus, als 
wenn man nicht bloß einen Schützenkönig erfreuen wolle, sondern 
als wenn es sich um eine sinnfällige monarchistische Demonstrati-
on handelte. Schwarz-weiß-rot war Trumpf.“39 
 
Im krassen Gegensatz zu diesen Feierlichkeiten und ihrer deutli-
chen Distanz zum demokratischen Staat standen die alljährlichen 
offiziellen Feiern zum Verfassungstag der Weimarer Republik, 
dem 11.August. Eingeladen waren Beamte und Vertreter der örtli-
chen Behörden. Ein Programm für den Festakt wurde nicht aufge-
stellt. Die Feiern fanden mit Ausnahme des Jahres 1929 - dem 
10.Jahrestag-  im Rathaussaal statt und dauerten 10-15 Minuten. 
Per Ausruf und Zeitung wurde zwar auch die Bevölkerung zur 
Teilnahme eingeladen, doch vor allem wenn der 11.8. auf einen 
Werktag fiel, bot sich für die Öffentlichkeit kaum Gelegenheit zur 
Teilnahme. Deutlicher konnte man das, was man von dem neuen 
Staat hielt, wohl kaum zum Ausdruck bringen. Die öffentlichen 
Veranstaltungen zum Verfassungstag, also das offene Bekenntnis 
zum demokratisch-republikanischen Staat, blieben den Arbeiteror-
ganisationen überlassen. 40 
 

                                                 
38 Blomberger Anzeiger, 9.7.1929 
39 Volksblatt, 12.7.1927 zit. nach: D. Zoremba, Feste und Feiern..., a.a.o., S.400. 
40 Vgl. D. Zoremba, Feste und Feiern..., a.a.o., S. 401 
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Zur Verteidigung der Republik gegen ihre erstarkenden Feinde von 
rechts und links wurde auf Initiative der Sozialdemokraten am 
22.2. 1924 das Reichsbanner Schwarz-Rot- Gold gegründet, eine 
Kampforganisation republikanischer Kriegsteilnehmer. In Lippe 
wurde diese Organisationen im November 1924 gegründet.  
 
 
 
Machtübertragung an die Nationalsozialisten und Unterdrückung 
der Arbeiterbewegung   
 
Die Wirtschaftskrise und die daraus resultierende Not großer Teile 
der Bevölkerung, die Dauerkrise des politischen Systems auf 
Reichsebene -augenfällig geworden durch die Blockade des Par-
laments durch rechts- und linksextreme Gegner der Republik, die 
Unfähigkeit der politischen Parteien diese Krise zu lösen, die Aus-
höhlung des Parlamentarismus durch das Regieren mit präsidialen 
Notverordnungen, - und nicht zu vergessen-  die Nachwirkungen 
des Versailler Vertrags bereiteten den Boden für den Aufstieg des 
Nationalsozialismus in Deutschland. Gleichwohl war die Macht-
übertragung an die Nationalsozialisten nicht unvermeidbar. Sie war 
letztendlich das Ergebnis zweier fataler Fehleinschätzungen. Die 
eine betraf die KPD, die auf Grund Moskauer Direktiven die SPD 
als Hauptgegner bekämpfte und die Arbeiterbewegung damit ent-
scheidend schwächte. Die andere betraf jene Teile des bürgerlichen 
Lagers und der alten Eliten des Kaiserreichs, die mit den Nazis 
paktierten und davon ausgingen, diese jederzeit kontrollieren und 
für ihre Zwecke instrumentalisieren zu können. Diese Fehlein-
schätzung wird am besten in einer Äußerung des ehemaligen 
Reichskanzlers und Vize-Kanzlers im Kabinett Hitler, Franz von 
Papen, deutlich, der vor der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler 
folgende fatale Prognose wagte: „ In drei Monaten haben wir Hit-
ler so an die Wand gequetscht, dass er quietscht.“41 
                                                 
41 zit. nach: N. Frei , Der Führerstaat, Nationalsozialistische Herrschaft 1933 bis 
1945,München 1987, S.39. 
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Landtagswahlen in Lippe im Januar 1933 
 
In Lippe kam es in den letzten Jahren der Weimarer Republik, wie 
im gesamten Reich, zu gewalttätigen Auseinandersetzungen vor 
allem zwischen KPD- und NSDAP-Anhängern, die zum Teil in 
Saalschlachten und Schießereien endeten. Rauchschwalbe kommt 
zu dem Schluss, dass aufgrund der Stärke des lippischen Reichs-
banners die Sozialdemokraten in Lippe von den Nazis vergleichs-
weise  wenig behelligt worden seien.42 
 
Am 15.1.1933 fanden in Lippe Landtagswahlen statt. Die NSDAP 
steckte seit Ende 1932 in einer ernsten Krise. Sie hatte bei den 
Reichstagswahlen vom November 1932, erstmals seit ihrem 
reichsweiten Höhenflug erheblich Stimmen eingebüßt (15%). Hit-
ler hatte sein Ziel, Kanzler zu werden, nicht erreicht. Parteiaustrit-
te, akute Geldsorgen und innerparteiliche Querelen kennzeichneten 
die Situation der Partei.43   
In dieser Situation versuchten die Nationalsozialisten durch einen 
Erfolg bei den relativ unbedeutenden lippischen Landtagswahlen 
wieder auf sich aufmerksam zu machen und zu beweisen, dass die 
Stimmeneinbußen bei den Reichstagswahlen ein vorübergehender 
Misserfolg gewesen waren. Sie hatten die Absicht, sich erneut als 
führende politische Kraft in Deutschland zu präsentieren und den 
greisen Reichspräsidenten Hindenburg doch noch zu veranlassen, 
Hitler das Amt des Reichskanzlers zu übertragen. Aus diesem 
Grund wurde zu den lippischen Landtagswahlen die gesamte Par-
teiprominenz aufgeboten.44 Hitler, Goebbels, Göring, Frick, Ro-
senberg traten in zahlreichen lippischen Städten und selbst in klei-
nen Dörfern auf. Hitler nahm während des Wahlkampfes Quartier 

                                                 
42  Vgl. K.Rauchschwalbe, Geschichte der lippischen Sozialdemokratie, Biele-
feld 1979, S. 243ff. Rauchschwalbe schildert dort auch Beispiele für die Ausei-
nandersetzungen. 
43  Vgl. M. Broszat, Die Machtergreifung, Der Aufstieg der NSDAP und die 
Zerstörung der Weimarer Republik, München 1984, S. 156f. 
44 Vgl. Broszat, a.a.O., S. 156 
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bei dem Baron von Oeynhausen auf der Grevenburg bei Steinheim, 
Goebbels bei Graf Metternich in( Vinsebeck ).45 
Hitler und Frick kamen am Freitag vor der Wahl (13.1.1933) zu 
einer Wahlveranstaltung nach Blomberg. Laut Blomberger Anzei-
ger sprach Hitler vor etwa 5 000 Menschen  „aus allen politischen 
Kreisen“ in dem in der Nähe der Schießhalle gelegenen, mit „vie-
len tausend Fähnchen geschmückten“ Dreschschuppen (heute Bus-
bahnhof an der B1). „Die Rede wurde schweigend angehört, nur 
zeitweise unterbrochen von lebhaftem Beifall.“46   
Im Jahre 1936 errichtete die Stadt Blomberg zur Erinnerung an die 
Hitler-Rede vor der Schießhalle einen Gedenkstein. Frick wurde 
1937 durch einen Ratsbeschluss zum Ehrenbürger der Stadt Blom-
berg ernannt.47  
 
Das Wahlergebnis in Lippe brachte für die NSDAP mit 39,5% 
zwar eine Steigerung um 4,8% gegenüber den Reichstagswahlen 
vom November 1932, ihr Ergebnis der Reichstagswahlen vom Juli 
1932 (41,1%) verfehlte sie knapp. Ein Erfolg war dies insofern, als 
sie neun von 21 Landtagsmandaten erringen konnte. Die SPD er-
reichte mit 30,15% gegenüber den letzten Reichstagswahlen eine 
Steigerung von etwa 3% und erzielte 7 Mandate. Die KPD erreich-
te 11, 1% und zwei Mandate.48 
In Blomberg konnte sich die NSDAP um fast 10% steigern. Sie 
erreichte 43,4%, was 1148 Stimmen entsprach. Ihr Zuwachs in 
Blomberg war damit doppelt so hoch wie in Lippe insgesamt. Die 

                                                 
45 Vgl. Jutta Ciolek-Kümper; Wahlkampf in Lippe, München 1976, S.250, zit. 
nach Rauchschwalbe, a.a.O., S. 263 
46 Blomberger Anzeiger vom 14.1.1933 
47 Eine Zusammenstellung der diesbezüglichen Akten des Stadtarchivs Blom-
berg findet sich in: Stadtgeschichtlicher Arbeitskreis der Stadt Blomberg (Hg.); 
Blomberg 1933, Die nationalsozialistische Machtübernahme in einer lippischen 
Kleinstadt, Blomberg 1991.   
48 M. Böttcher,u.a.; Materialien zur lippischen Landesgeschichte Band III, 
Revolution in Lippe 1918/19, Detmold 1990, S.85.  
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SPD erreichte in Blomberg lediglich 26,6% oder 705 Stimmen. 
Die KPD erhielt 421 Stimmen, was 15,9% entsprach.49 
 
Die NSDAP schlachtete den Wahlsieg in Lippe propagandistisch 
aus und stilisierte ihn im Nachhinein zur „Durchbruchschlacht“ auf 
dem Weg Hitlers ins Reichskanzleramt, doch die Entscheidung 
über Hitlers Kanzlerschaft fiel nicht in Lippe, sondern in den Vor-
zimmern des greisen Präsidenten Hindenburg in Berlin, der letzt-
lich gegen seine eigene Überzeugung dem Drängen von Teilen der 
Wirtschaft und der konservativen Eliten nachgab und Hitler zum 
Reichskanzler ernannte. 
 
 
Maßnahmen zur Machtsicherung der Nationalsozialisten  
 
Nach der Ernennung Hitlers gingen die Nationalsozialisten daran, 
ihre Macht zügig auszubauen und konkurrierende gesellschaftliche 
Organisationen auszuschalten. In rascher Folge schufen sie mittels 
präsidialer Notverordnungen und dem Ermächtigungsgesetz einen 
formell legalen Rahmen zur Sicherung ihrer Macht und zur Unter-
drückung ihrer Gegner. Erstes Ziel der Verfolgungen waren die 
Organisationen der Arbeiterbewegung. 
Die Verordnung zum „Schutz des deutschen Volkes“ vom 
4.2.1933 ermöglichte Eingriffe in die Presse und Versammlungs-
freiheit und bot eine erste Handhabe zur Verfolgung politischer 
Gegner. Die Verordnung zum „Schutz von Volk und Staat“ vom 
28.2.1933 (Reichstagsbrandverordnung) 
setzte elementare Grundrechte außer Kraft und begründete den 
dauerhaften Ausnahmezustand im Reich. Sie ermöglichte die will-
kürliche Verhaftung politischer Gegner ohne richterliche Kontrolle 
und bedeutete faktisch das Verbot der KPD und der SPD-Presse.  
Das Ermächtigungsgesetz vom 23.3.1933 erlaubte es der Regie-
rung Hitler auch ohne Zustimmung des Parlaments Gesetze (auch 
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verfassungsändernden Inhalts) zu erlassen. Von den im Reichstag 
vertretenen Parteien stimmte allein die SPD gegen diese Selbst-
entmachtung. Die Abgeordneten der KPD waren zu diesem Zeit-
punkt bereits verhaftet, geflohen oder im Untergrund. 
Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 
7.4.1933 erlaubte die Entfernung missliebiger Beamter und Juden 
aus dem Staatsdienst. 
Im Mai folgte die Zerschlagung der Gewerkschaften. Gewerk-
schaftshäuser wurden von SA-Verbänden gestürmt, führende 
Funktionäre in „Schutzhaft“ genommen.  
Mit der Selbstauflösung der bürgerlichen Parteien, dem Verbot der 
SPD am 22.Juni 1933 und dem „Gesetz gegen die Neubildung von 
Parteien“ vom 14.7.33 fand die Ausschaltung konkurrierender ge-
sellschaftlicher Organisationen ihren Abschluss. Die NSDAP war 
damit die einzige legale Partei in Deutschland, der Einparteienstaat 
perfekt.    
  
 
Zerschlagung der Arbeiterorganisationen in Blomberg 
 
Verhaftungen, Hausdurchsuchungen und die Auflösung des 
SPD-Ortsvereins 
Auch in Blomberg machten die Nationalsozialisten sofort von den 
neuen Möglichkeiten Gebrauch. Die ersten, die davon betroffen 
waren, waren die Blomberger Kommunisten. Mit Verfügung vom 
1. März wurde von Bürgermeister Bargob ihre am 3.3. 1933 ge-
plante Versammlung verboten.50 An eben diesem 3.3. ordnete der 
Bürgermeister auch die Beschlagnahmung der Postsendungen 
„hiesiger Einwohner, die als Kommunistenführer bekannt sind“ an. 
Am 4.3. gab der Blomberger Anzeiger bekannt, dass zur Sicherung 
der Wahlvorbereitungen (Reichtstagswahlen vom 6.3.33) eine 
„Hilfspolizei“ eingesetzt wurde. „Für Blomberg sind 15 Mann auf-
gestellt.“ Diese „Hilfspolizei rekrutierte sich in Blomberg  - wie im 
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Reich- aus Stahlhelm-Männern und Angehörigen der SA und SS. 
(Bereits am 22.2.33 hatte Göring in Preußen 50 000 überwiegend 
SA und SS- Angehörige zu Hilfspolizisten erklärt und diese „zum 
fleißigen Gebrauch der Schusswaffe“ aufgefordert.51)  Am 
6.3.1933 kommt es zu den ersten Verhaftungen in Blomberg. Fünf 
Funktionäre und Sympathisanten der KP werden unter Bezugnah-
me auf die Verordnung vom 4.2.33 in „Schutzhaft“ genommen.52  
 
Ende März sind dann auch Blomberger Sozialdemokraten Ziel der 
nationalsozialistischen Unterdrückungsmaßnahmen. Auf der 
Grundlage des Verbots des Reichsbanners und der Sozialistischen 
Arbeiterjugend durch die lippische Regierung vom 17.3.33, wer-
den am 29.3. von örtlichen Polizeibeamten insgesamt vierzehn 
Hausdurchsuchungen bei Mitgliedern der SPD, des Reichsbanners 
und  zwei Mitgliedern der KPD vorgenommen.  
An Waffen wurde ein Gummiknüppel und bei einem parteilosen 
Fabrikarbeiter eine Pistole sichergestellt.53 Im Zeitraum von Mitte 
März bis Mitte April werden in Blomberg acht in „Schutzhaft“ 
befindliche SPD-Mitglieder registriert; darunter fünf Bürger der 
Stadt Blomberg. Die Haft dauerte jeweils zwei bis vierzehn Tage. 
54  
Die unmenschlichen Methoden auch der Blomberger Nazis beim 
Umgang mit ihren politischen Gegnern dokumentiert der Fall eines 
Reichsbannermitglieds, dessen Kind lebensgefährlich erkrankt 
war. Trotz der Fürsprache eines Blomberger Arztes, der die Frei-
lassung des Mannes bei der Ortspolizeibehörde erbat, wurde dieser 
erst aus der Haft entlassen, nachdem er sich schriftlich von seiner 
bisherigen politischen Meinung distanzierte, aus dem Reichsban-
ner austrat und versicherte, „von jetzt an am Wiederaufbau des 
neuen Deutschland mitzuarbeiten.“ Darüber hinaus musste er sich 
                                                 
51 F. Haase; N. Zwölfer (Hg.), Telekolleg  II, Geschichte Bd.2, München 19944, 
S. 20 
52 Stadtarchiv Blomberg, Blomberg III, Nr.927 
53 ebenda 
54 ebenda  
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ausdrücklich mit der Veröffentlichung dieser Distanzierung von 
seinem bisherigen politischen Engagement einverstanden erklären 
und sich zweimal täglich bei der Polizeibehörde, d.h. im Rathaus 
melden .55  
Die zunehmende Repression und der Terror von SA und Polizei 
führten in der SPD reichsweit zu Auflösungsprozessen. Austritte 
und Schließungen von Ortsgruppen schwächten die Parteiorganisa-
tion. Am 1.4.1933 löste sich auch in Blomberg der SPD-Ortsverein 
unter dem Eindruck der Hausdurchsuchungen und Verhaftungen 
auf. Einige Mitglieder des gerade verbotenen Reichsbanners und 
der Sozialistischen Arbeiterjugend unternahmen am 4.4.1933 den 
Versuch, sich vom Bürgermeister die Gründung eines Wanderver-
eins genehmigen zu lassen. Die Installierung dieser Tarngruppe 
scheiterte jedoch. Der Bürgermeister verwies in seinem Ableh-
nungsbescheid auf die vormalige Zugehörigkeit der Mehrzahl der 
Antragsteller zu den nun verbotenen Arbeiterorganisationen.56   
 
Verbot der Arbeitervereine 
Im März und April erfolgte auch das Verbot der Arbeitersportver-
eine, einem Kernelement der Organisationen der Arbeiterschaft. 
„In Blomberg wurden der „Sport-Klub“ (ein sozialdemokratisch 
orientierter Arbeiterathletenverein), der Sportverein „Union“ (ein 
sozialdemokratisch orientierter Fußballverein), der Sportverein 
„Schwarz-Weiß“ (ein kommunistisch orientierter Fußballver-
ein),der sozialdemokratisch orientierte Arbeitergesangverein 
„Freie Sänger“ sowie das Trommlerkorps des sozialdemokrati-
schen Reichsbanners verboten und aufgelöst.“57  In den Akten des 
Stadtarchivs befindet sich der Bericht der Blomberger Polizeibe-
amten über die Beschlagnahme der Sportgeräte, Liederbücher, 
Musikinstrumente und des sonstigen Eigentums der Arbeiterverei-
ne inklusive der Vereinsfahnen, die zum Teil bei Hausdurchsu-
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chungen bei Vereinsmitgliedern sichergestellt wurden. Mit welcher 
Mischung aus Akribie, Missgunst und Hass hierbei vorgegangen 
wurde erschließt sich aus einer Aktennotiz eines örtlichen Polizei-
beamten vom 2.Mai 1933, wonach am 29.4. noch „zwei Fußbälle, 
die sich bei Mitgliedern des früheren KPD Fußballsportvereins  
befanden, sichergestellt und beschlagnahmt wurden.“58  
 
Gleichschaltung der Stadtverordnetenversammlung 
Im März 1933 wurden in den lippischen Gemeinden Kommunis-
ten, Sozialdemokraten und bürgerliche Abgeordnete, die den Nati-
onalsozialisten nicht genehm waren, unter Drohungen, Erpressun-
gen, Verhängung von Schutzhaft, körperlichen Misshandlungen 
und Amtsenthebungen seitens der lippischen Regierung aus den 
Stadtparlamenten entfernt. In Blomberg legten am 22.3.33 Stadt-
verordnete  der SPD und KPD ihre Mandate nieder. Ungeachtet 
dessen verfügte die lippische Regierung am 3.4. 33 deren Amts-
enthebung und ernannte gleichzeitig  Mitglieder der NSDAP zu 
kommissarischen Stadträten59. Zu der von der Reichsregierung 
verordneten Neubildung der Kommunalvertretungen gemäß dem 
Ergebnis der Reichstagswahl vom 5.März 1933 reichten die Blom-
berger Sozialdemokraten keine Liste mehr ein. Die neue Stadtver-
ordnetenversammlung wurde wie nicht anders zu erwarten von der 
NSDAP dominiert. Dem Geist der Zeit folgend trat auch Bürger-
meister Dr. Bargob Ende April in die NSDAP ein und vervollstän-
digte damit die nationalsozialistische Ausrichtung der Blomberger 
Kommunalvertretung.60  
 
Zerschlagung der Gewerkschaften 
Nachdem auch in Blomberg, der von den Nationalsozialisten zum 
„Feiertag der nationalen Arbeit“ erklärte 1.Mai, mit Gottesdienst, 
Konzert auf dem Marktplatz, Festzug u.a.m. gefeiert worden war, 
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60 Vgl. Stadtgeschichtlicher Arbeitskreis, a.a.O., S. 41 
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erfolgte am 2. Mai (wie der nationalsozialistisch ausgerichtete 
“Lippische Kurier“ zu berichten wusste), „eine gründliche Durch-
suchung der Gewerkschaftsräume, wobei sämtliche Bücher und 
sonstige Sachen beschlagnahmt wurden. Da der Vorsitzende und 
der Kassierer sowie auch der Schriftführer freiwillig sämtliche 
Sachen herausgaben, wurde von Verhaftungen abgesehen.“61       
 
 
Opposition in der Diktatur 
 
Die Ausschaltung jeglicher Opposition in Deutschland bis in die 
kleinsten Verästelungen des gesellschaftlichen Lebens hinein hat 
der Stadtgeschichtliche Arbeitskreis Blomberg eindrucksvoll am 
Beispiel der „Gleichschaltung“ sämtlicher Blomberger Vereine 
dokumentiert, die allesamt mit einem nationalsozialistischen Vor-
stand versehen wurden.62   
Wollte man nicht Freiheit und Leben riskieren, war für oppositio-
nelle Aktivitäten unter diesen Bedingungen nur wenig Raum. K. 
Rauchschwalbe berichtet aus Interviews mit Zeitzeugen (darunter 
einem aus Großenmarpe), dass in der ersten Zeit nach der Macht-
übernahme durch die Nationalsozialisten, Sozialdemokraten und 
Kommunisten z.T. gemeinsam gegen das NS-Regime gerichtete 
Flugblätter verteilt haben, diese Aktivitäten angesichts der damit 
verbundenen Gefahren bald einstellten.63  Aber auch nach der E-
tablierung der Diktatur gab es Menschen, die diese Gefahren auf 
sich nahmen und gegen das Hitler-Regime opponierten. 
Der Stadtgeschichtliche Arbeitskreis Blomberg erinnert in einer 
Broschüre über Opfer des Nationalsozialismus in Blomberg unter 
anderem an der Polsterer Wilhelm Friedrichs aus der Hagenstraße, 
der sein unangepasstes Verhalten und seine Provokationen des NS-
Regimes mit seinem Leben bezahlte. So antwortete Friedrichs in 

                                                 
61 Lippischer Kurier vom 5.5.1933 
62 Vgl. Stadtgeschichtlicher Arbeitskreis, a.a.O., S.45ff. 
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der Öffentlichkeit auf den Hitler-Gruß mit den Worten „Heul Hit-
ler“ und schrieb anonym eine Reihe von regimekritischen, spötti-
schen Briefen und Karten an Blomberger und Detmolder NS-
Funktionäre, sowie den damaligen Ehrenbürger Blombergs, 
Reichsinnenminister Frick, der 1933 mit Hitler in Blomberg eine 
Wahlveranstaltung abgehalten hatte. Friedrichs wurde schließlich 
verhaftet und in ein Gefängnis in Hannover gebracht. Einen Tag 
vor dem Gerichtstermin am 23.9.1938 erhängte er sich im Ge-
richtsgefängnis.64  
 
 
 
Die Blomberger SPD in der Nachkriegszeit 
 
Im Rahmen des Potsdamer Abkommens vom August 1945 erlaub-
ten die West-Allierten die Bildung demokratischer Parteien in ih-
ren Besatzungszonen. Die Sowjetunion hatte dies bereits im Juni in 
ihrer Zone ermöglicht, um Einfluss auf diese Gruppierungen aus-
üben zu können, bevor die West-Alliierten in Berlin präsent waren. 
Für die Entwicklung der SPD in den westlichen Besatzungszonen 
entscheidend waren zunächst die Aktivitäten des ehemaligen 
Reichstagsabgeordneten Kurt Schuhmacher, der bereits vor 
Kriegsende in Hannover damit begann, die Organisation der Partei 
neu aufzubauen. Schumacher lehnte den gesamtdeutschen Füh-
rungsanspruch des in Berlin im Juni 1945 gegründeten SPD-
Zentralausschusses ebenso entschieden ab, wie dessen Forderung 
nach einer Vereinigung mit der KPD. Auf der Reichskonferenz der 
SPD im Oktober 1945 in Wennigsen bei Hannover einigte man 
sich darauf, dass der Zentralausschuss für die SBZ und die Schuh-
macher-Gruppe für die übrigen Besatzungszonen zuständig sein 
sollte. Damit war die SPD bereits im Moment ihrer Wiedergrün-
dung organisatorisch gespalten. Die Neuorganisation stützte sich 
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sowohl auf Reichsebene wie auch auf regionaler oder lokaler Ebe-
ne auf aktive Parteimitglieder aus der Zeit vor der Nazi-Diktatur.65 
In Blomberg wurde nach dem Zusammenbruch des Nazi-Regimes 
eine Gruppe um den letzten Ortsvereinsvorsitzenden vor dem Ver-
bot der Partei, Fritz Linneweber, aktiv.66 Sie übernahm sogleich 
wieder Verantwortung in den von den Allierten eingerichteten 
Verwaltungen. Karl Köhne, zunächst von den Alliierten als Bür-
germeister eingesetzt, wurde bei der Gemeinderatswahl vom 
15.9.1946 in seinem Amt bestätigt und somit erster frei gewählter 
Bürgermeister Blomberegs nach dem 2. Weltkrieg. Die SPD erziel-
te bei dieser Wahl 12 von 18 Mandaten.  
 
Welche Aktivitäten die Blomberger Sozialdemokraten in dieser 
unmittelbaren Nachkriegszeit entfalteten lässt sich anhand der Ak-
ten des Stadtarchivs nicht rekonstruieren. Die erste Eintragung in 
die Protokollbücher des Ortsvereins datiert vom 3.3.1946. Ob es 
sich bei dieser Sitzung um die offizielle Neugründung handelte 
geht aus dem Protokoll nicht hervor. Für diese Annahme könnte 
sprechen, dass auf dieser Versammlung der Parteisekretär August 
Berlin anwesend war und eine Grundsatzrede mit Rückblick auf 
die Jahre der Nazi-Diktatur hielt. A. Berlin forderte „eine Bereini-
gung“ von den Nazis und stellte fest, dass es einer eisernen Energie 
bedürfe, um den „schlimmen Zustand“ zu überwinden.67 Berlin 
bezog sich damit wahrscheinlich auf die drängenden Alltagsprob-
leme der Bevölkerung im zerstörten Nachkriegsdeutschland ( 
Wohnungsnot, zerstörte Infrastruktur, ungenügende Nahrungsmit-
telversorgung, fehlendes Heizmaterial, Flüchtlingselend u.a.m). 

                                                 
65 Die folgenden Ausführungen zur Entwicklung des SPD-Ortsvereins nach dem 
2.Weltkrieg stützen sich auf die Auswertung der beiden im Blomberger Stadtar-
chiv befindlichen Protokollbücher des Ortsvereins bzw. ab 1967 auf das eben-
falls im Archiv vorhandene Mitteilungsblatt des SPD-Stadtverbandes , den 
„Blomberger Stadtboten“.  
66 Vgl. Freie Presse vom 28.11.1953 
67Protokoll der Versammlung des SPD-Ortsvereins vom 3.3.46 (im Folgenden 
mit „Protokoll“ abgekürzt) 
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Diese Bereiche, nämlich die Auseinandersetzung mit der Nazi-
Vergangenheit, der Aufbau neuer politischer und sozialer Struktu-
ren und die Bewältigung der Alltagsprobleme der Bevölkerung, 
kennzeichneten in den folgenden Jahren die Debatten und Aktivitä-
ten des Ortsvereins.  In den Protokollen finden sich Hinweise auf 
Debatten über die Ernährungslage, die Fleischverteilung vor Ort, 
die geplante Bodenreform, den Verlauf der Entnazifizierung, der 
Protest gegen die Wiederbeschäftigung von Beamten, die der 
NSDAP angehört hatten, die Forderung von Schulspeisungen für 
Kinder usw. 
 
In der Sitzung vom 19.5.46 wurde berichtet, dass in Zusammenar-
beit mit der AWO über 400 Bedürftige unterstützt worden seien, 
und die Hilfen auch auf Frauen ausgedehnt werden solle, deren 
Männer sich noch in Gefangenschaft befänden. Die Einrichtung 
von Volksküchen und Nähstuben wurde gefordert. 
Nach längerer Diskussion wurde auf dieser Versammlung be-
schlossen, zukünftig keine Gefälligskeitsschreiben (zur Verwen-
dung in Entnazifizierungsverfahren,d.V.) mehr auszustellen. 68      
Ein Antrag der KPD-Ortsgruppe für die bevorstehende Wahl der 
Stadtverordneten einen „Zusammenschluss von KPD und SPD 
herbeizuführen“ wurde einstimmig abgelehnt. Insofern spiegelt 
sich auch in Blomberg die reichsweite Diskussion über einen Zu-
sammenschluss der beiden Arbeiterparteien und die überwältigen-
de Ablehnung auf Seiten der SPD. 69   
Bemerkenswert ist darüber hinaus, dass sich die Blomberger SPD 
am 6.12.46 für einen Anschluss Lippes an Niedersachsen und ge-
gen die Angliederung an NRW aussprach. 70 
Im Jahre 1947 signalisieren die Wiederbelebung des Gesangver-
eins und die Durchführung einer Feier zum 1.Mai das Anknüpfen 
an sozialdemokratische Traditionen und Strukturen. Gleiches gilt 
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für die Feier des hundersten Jahrestages der Revolution von 1848, 
der mit einem Konzert auf dem Marktplatz und anschließender 
Versammlung im Bürgerheim begangen wurde.(Hier wurde die 
Forderung nach Einrichtung einer Jugendherberge in Blomberg 
erhoben.) 
Mehrfach beklagt wird in den Protokollen die Zurückhaltung der 
Jugend sich politisch zu betätigen. Erklärt wird dieses Phämonen 
mit den Erfahrungen der jungen Generation in der Nazi-Zeit (miss-
brauchte Jugend).  
 
Auch in den beginnenden fünfziger Jahren finden sich in den Pro-
tokollen des Blomberger Ortsvereins die großen politischen The-
men der Zeit: Schuman-Plan, Montan-Union, Korea-Krieg Wie-
derbewaffnung der BRD, Atomdebatte, und nicht zuletzt die De-
batte um das Godesberger Programm. Zumeist spiegelt sich in den 
im Protokollbuch vermerkten Diskussionen die offizielle Linie der 
Parteiführung wieder. Besonders intensiv scheint das Thema 
„Wiederbewaffnung“ debattiert worden zu sein. Am 15.3.1952 
kamen zu einer öffentlichen Versammlung zu diesem Thema im-
merhin 200 Menschen, wobei die Skepsis der Teilnehmer gegen-
über der Wiederbewaffnung deutlich zum Ausdruck kam.71   
Kommunalpolitisch interessant waren zunächst die Auseinander-
setzungen um die Entlassung des Stadtdirektors Eggert durch die 
CDU und dessen erfolgreiche juristische Anfechtung der Kündi-
gung, was der Stadt Blomberg  im Ergebnis die Finanzierung von 
zwei Stadtdirektoren bescherte.  
Die politische Debatte wurde zur jener Zeit von der Frage der zu-
künftigen Schulstruktur beherrscht, wobei sich die Blomberger 
SPD mehrfach deutlich für die Gemeinschaftsschule ausgespro-
chen hat. 
Auf der kommunalpolitischen Tagesordnung standen in den fünf-
ziger Jahren außerdem die Schaffung von Wohnraum für Flücht-
linge aus der DDR (Gergerloh, Steinkuhle), der Ausbau der örtli-
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chen Infrastruktur (Kläranlage, Kanalisation, Straßenbau), Schul-
bauten, der Bau von Sportstätten, der Jugendherberge, des Famili-
enerholungssheims der AWO, des Feriendorfes und die Pläne zur 
Errichtung eines Krankenhauses in Blomberg, die allerdings im 
Gegensatz zu den anderen Vorhaben nicht realisiert werden konn-
ten .  
 
Ein ähnliches Bild lässt sich auch für die sechziger Jahre zeichnen. 
Diskussionen über Notstandsgesetzgebung, Ostermärsche, „Große 
Koalition“ u.a.m. wurden in den Protokollbüchern vermerkt. Auf 
der kommunalpolitischen Agenda standen erneut Schulneubauten 
(Schulzentrum mit Schwimmbad und Turnhallen), Baulander-
schließung ( Nato-Häuser auf Bexten, Hamburger Berg, große 
Schambrede), Busbahnhof, weitere Infrastrukturmaßnahmen und 
die Bildung der Großgemeinde. In dieser Zeit entwickelte sich die 
SPD zur bestimmenden kommunalpolitischen Kraft in Blomberg. 
Von 1952 bis 1989 gelang es der Sozialdemokratie die absolute 
Mehrheit der Mandate bei Kommunalwahlen zu erringen, sodass 
die SPD 42 Jahre lang die Geschicke der Stadt Blomberg bestim-
men konnte. 
Im Jahre 1967 etablierte die SPD den bis heute existierenden 
„Stadtboten“ als Mitteilungsorgan, das kostenlos an die Blomber-
ger Bevölkerung verteilt wird.  
In den Ausgaben des Stadtboten der siebziger Jahre finden sich 
breite Diskussionen des großen bundespolitischen Themas Ostver-
träge und das damit verbundene, gescheiterte Misstrauensvotum     
gegen Bundeskanzler Willy Brandt. Der Radikalenerlass und die 
Nutzung der Atomenergie ließen innerhalb der SPD einen Genera-
tionenkonflikt deutlich werden, der sich auch im Stadtboten auf 
den Seiten der im Jahre 1972 gegründeten Blomberger Juso-
Gruppe wiederspiegelte. Die landespolitische Diskussion war vor 
allem geprägt durch die Auseinandersetzungen um die Schulre-
form in NRW. 
Kommunalpolitische Themen der siebziger Jahre waren der „Dau-
erbrenner“ Schulpolitik bzw. Schulneu-oder Ausbau (damals vor 
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allem Real- und Sonderschule), Ansiedlung von Industriebetrieben 
und damit Schaffung neuer Arbeitsplätze, die Einrichtung des Ju-
gendzentrums, die Verbesserung der Infrastruktur in den Ortstei-
len, der Ausbau der Ortsdurchfahrten, sowie die Kernstadtsanie-
rung, der Anschluss der Kernstadt an die Gasversorgung, die 1978 
realisiert wurde, und die Entwicklung eines neuen Konzeptes der 
Abfallbeseitung. 
Auch die Diskussion um die Einrichtung einer Fußgängerzone 
nahm Ende der siebziger Jahre ihren Anfang.   
  
Die politischen Diskussionen und Aktivitäten der 80er Jahre waren 
geprägt von den Fragen des Umweltschutzes und der Friedenspoli-
tik, sowie von der sich verschärfenden Wirtschaftskrise und der 
damit einhergehenden steigenden Arbeitslosigkeit. Durch den Koa-
litionswechsel der FDP in Bonn im Oktober 1982 wurde die SPD 
im Bund zur Oppositionspartei. In Bonn zogen als vierte Partei die 
„Grünen“ in den Bundestag ein. 
 
In Blomberg manifestierten sich die beherrschenden politischen 
Themen der Zeit auch in der Berichterstattung des Stadtboten, 
denn auch für die Kommunalpolitik gewannen diese Themen über-
ragende Bedeutung. Verbesserung der Verkehrsicherheit bzw. 
Verkehrsberuhigung in den Wohngebieten, Umgehungsstraßen, 
Radwegebau, Müllentsorgung, Waldsterben u.a.m. stehen für die 
Dominanz „grüner“ Themen in dieser Zeit, sodass der Einzug der 
„Grünen“ in den Stadtrat im Jahre 1984 (drei Mandate) nicht ver-
wundern konnte. Die Blomberger Ratsmehrheit reagierte mit der 
Etablierung eines Umweltausschusses und  mit der Einrichtung der 
Stelle eines Umweltberaters. Der Umweltpolitik wurde schließlich 
gegen Ende des Jahrzehnts von der Blomberger SPD die “Prioriät 
Nr.1“ eingeräumt.72  
 

                                                 
72 Stadtbote vom 4.8.1989 
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Auch die friedenspolitische Debatte um den Nato-
Doppelbeschluss, der die Stationierung von amerikanischen Mit-
telstreckenraketen in der Bundesrepublik für den Fall vorsah, dass 
die Sowjetunion ihre in der DDR stationierten SS-20 Raketen nicht 
zurückziehen würde, fand Eingang in das Blomberger Rathaus. Mit 
den Stimmen der SPD-Mehrheit verabschiedete der Rat eine Reso-
lution gegen die Stationierung von atomaren Waffen in der BRD 
und erklärte Blomberg zur „atomwaffenfreien Zone“. Die CDU 
kniff davor, in dieser Frage Stellung zu beziehen und verließ vor 
der Abstimmung den Rathaussaal.73   
Vor dem Hintergrund der sich trotz neoliberaler Politik in Bonn 
verschlechternden wirtschaftlichen Lage und steigenden Arbeitslo-
senzahlen, unterstützte die Stadt Blomberg die Einrichtung eines 
Arbeitslosenzentrums. Weiterhin auf der kommunalpolitischen 
Agenda standen die Fortführung der Stadtsanierung, der Sportstät-
tenbau der Aus/Umbau des heutigen Bürgerhauses, die Freibadsa-
nierung und die Erschließung von neuem Bauland. 
 
Die 90er Jahre standen im Zeichen der deutschen Wiedervereini-
gung und des Zusammenbruchs der Sowjetunion. Die 
Kommualpolitik sah sich dadurch vor allem mit der Frage der 
Unterbringung und Integration der Aus- und Übersiedler 
konfrontiert. Die Stadt Blomberg schuf zu diesem Zweck im 
Stadtteil Bexten ein erfolgreich arbeitendes „sozialpädagogisches 
Zentrum“, den „Treffpunkt Bexten“, der den neuen Mitbürgern die 
Integration in eine ihnen weitgehend fremde Gesellschaft 
erleichtern sollte. Neben dieser  bedeutenden Aufgabe standen weiterhin umweltpoli-
tische Fragen auf der Tagesordnung. So wandte sich die Blomber-
ger SPD mit einer Unterschriftenaktion gegen die Errichtung einer 
Müllverbrennungsanlage im Feldohlentrup und entwickelte ein 
Konzept zur Verkehrsführung in der Innenstadt. Realisiert wurden 
der Um/Ausbau der Mehrzweckhalle in der Neuen Torstraße und 

                                                 
73 ebenda 5.10.1983 
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die Restaurierung der alten Synagoge sowie ihre Nutzung als 
Stadtarchiv. 
 
Die Kommunalwahlen 1994 brachten für die SPD mit dem Verlust 
der absoluten Mehrheit nach 42 Jahren Regierungsverantwortung 
ein bitteres Ergebnis. CDU und Grüne errangen 2 Mandate mehr 
als die SPD. Gemäß der Möglichkeiten der neuen Kommunalver-
fassung des Landes NRW hatte die SPD dafür plädiert, die kom-
munale Doppelspitze aus Bürgermeister und Stadtdirektor bereits 
bei der Wahl 1994 aufzulösen und einen hauptamtlichen Bürger-
meister zu wählen. Dieses Vorgehen, lokale Probleme in einzelnen 
Wahlkreisen und das Nichterreichen einer großen Zahl von Neu-
bürgern wurden von der Parteiführung als Gründe für das Schei-
tern bei der Wahl angeführt. Blomberg wurde nun von einer Koali-
tion aus „Grünen“ und CDU regiert, die außer dem Willen zur 
Macht inhaltlich nur wenig verband, die aber trotzdem bis 1999 
Bestand hatte.74  
 
In eine Zerreißprobe geriet die schwarzgrüne Koalition bereits im 
ersten Jahr ihres Bestehen und zwar hinsichtlich der Schulpolitik. 
Hier sah sie sich aufgrund der Ablehnung sinnvoller SPD-
Vorschläge zur Schaffung neuen Schulraums und dem Bau einer 
neuen Grundschule auf dem bevölkerungsmäßig schnell wachsen-
den Hamburger Berg, in die Defensive gedrängt und mit einer un-
abhängigen Bürgerinitiative konfrontiert, deren Forderungen im 
wesentlichen mit dem Konzept der SPD übereinstimmten und die 
in einer harten politischen Auseinandersetzung mit der Ratsmehr-
heit einen Bürgerentscheid in dieser Frage erzwang. Bei der Ab-
stimmung erreichte der Vorschlag der Bürgerinitiative zwar eine 
knappe Mehrheit, verfehlte aber auch knapp das geforderte Quo-
rum  von 25% aller Wahlberechtigten der Großgemeinde.  

                                                 
74 Stadtbote 6.11.1994 
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Die „psychologische Kriegführung“, die der Koalition in einem 
Kommentar der Lippischen Landeszeitung vom November 1995 in 
dieser Frage bescheinigt wurde, war letztlich erfolgreich.  
Der neue Politikstil, den die CDU nach ihrem Wahlerfolg ange-
kündigt hatte, der  beim Thema Schulpolitik besonders deutlich 
wurde und von Kehrtwendungen und Tricks gekennzeichnet war75, 
schmeckte den Blombergern aber wohl sowenig, dass sie bei der 
Wahl 1999 erneut für eine Veränderung der Mehrheitsverhältnisse 
im Blomberger Rathaus sorgten. Die SPD blieb mit 15 von 32 
Mandaten stärkste Partei; die CDU erreichte 11 (zuvor 13); die 
Grünen verloren die Hälfte ihrer 4 Mandate; FDP und die neue 
Gruppierung FBvB (Freie Bürger von Blomberg) erreichten je 
zwei Mandate. Ein Ergebnis, das es der SPD ermöglichte zusam-
men mit der FDP eine Koalition zu bilden und den ersten haupt-
amtlichen Bürgermeister der Stadt Blomberg zu wählen.   

                                                 
75 Vgl. dazu die Dokumentationen im Stadtboten vom 4. 10.1995 und 2. 5.1996 



Wahlergebnisse in der Stadt Blomberg 
 
 
Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung 
 
Es erhielten Stimmen 
Wahljahr Wahlverband Stadtgemeinsch. Sozial- Einigkeit Parteilos  Gesamt 
  (1919 Liste demokraten (Kommunisten) Beamte  stimmen 
  Theopold)    
1919 566  462 903 * * 1931 
1922 890  483 462 287 * 2122 
1925 623  515 697 257 237 2329 
1928  1141  702 264 258 2365 
*) Die Liste hat in dem betreffenden Jahr nicht bzw. nicht mehr bestanden, oder aber es sind Stimmen auf sie nicht 
entfallen. 
 

 

Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung 
 

Die Wahlen zur Blomberger Stadtverordnetenversammlung stellten insofern eine Besonderheit dar, als hier nicht alle 
im Land und im Reich vorhandenen Parteien zur Wahl antraten. „Neben der SPD kandidierten hier die "Bürgerliche 
Einheitsliste" sowie die Listen "Parteilos" und "Einigkeit“. 
Die Bürgerliche Einheitsliste war die mit Abstand stärkste politische Gruppierung. Sie hatte in der Blomberger 
Stadtverordnetenversammlung die absolute Mehrheit und damit wesentlichen Einfluss auf die Kommunalpolitik. Die 
Liste wurde vor allem durch die kleinstädtischen bürgerlichen Kreise (gewerblicher Mittelstand, Handwerk und 
Handel) getragen. Sie war das politische Sprachrohr des Bürgervereins. Die SPD war die zweitstärkste Fraktion im 
Blomberger Stadtparlament. Sie gab jedoch bei der Gemeindewahl im Januar 1932 noch ein Mandat an die 
Bürgerliche Einheitsliste ab. Die Liste Parteilos, eine Interessenvertretung vor allem der Beamten und Angestellten, 
war ebenso wie die der KPD nahestehende Liste Einigkeit mit einem Sitz vertreten. Mit Hilfe des 
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Gleichschaltungsgesetzes vom März 1933 wurde im April des Jahres die Neubildung der Stadtparlamente 
angeordnet. Die Neuverteilung der Sitze erfolgte entsprechend dem Ergebnis, der Reichstagswahl vom März 1933. 
Die KPD war jedoch generell nicht mehr zugelassen, und die SPD reichte in Blomberg keine Liste mehr ein. Neben 
der NSDAP bildete sich in Blomberg eine Listenverbindung aus der Kampffront schwarz-weiß-rot (bestehend aus 
der DNVP und deren paramilitärischenVerband Stahlhelm), der DVP und dem Evangelischen Volksdienst. Auf grund 
dieser Konstellation erhielt die NSDAP 10 und besagte Listenverbindung 2 Sitze im Blomberger Stadtparlament.“   
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entnommem aus:  
Hans Vollmer; 1900-1925, Ein Vierteljahrhundert Blomberger Stadtgeschichte, Blomberg 1928.  
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Diese Wahlergebnisse und Erläuterungen wurden entno mmen aus:  
Stadtgeschichtlicher Arbeitskreis der Stadt Blomberg (Hg.); Blomberg 1933, Die nationalsozialistische 
Machtübernahme in einer lippischen Kleinstadt, Blomberg 1991, S.13ff. 
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 S P D  C D U  F D P  K P D  B H E  D i e  G r ü n e n  F B v B  S i t z e  

1 9 4 6  1 2  5   1     1 8  

1 9 4 8  5  6   1     1 2  

1 9 4 9  6  7       1 3  

1 9 5 2  1 0  7    1    1 8  

1 9 5 6  1 2   6      1 8  

1 9 6 1  1 1  6    1    1 8  

1 9 6 4  1 3   6      1 9  

1 9 7 0  1 5  9  3      2 7  

1 9 7 5  1 8  1 2  3      3 3  

1 9 7 9  1 8  1 2  3      3 3  

1 9 8 4  1 8  1 0  2    3   3 3  

1 9 8 9  1 8  1 0  2    3   3 3  

1 9 9 4  1 5  1 3  1    4   3 3  

1 9 9 9  1 5  1 1  2    2  2  3 2  

E r g e b n i s s e  d e r  K o m m u n a l w a h l e n  i n  B l o m b e r g  

A n m e r k u n g :   
B e i  d e n  W a h l e n  v o r  1 9 7 0  g i n g e n  C D U ,  F D P  u n d  A n d e r e  G r u p p i e r u n g e n  g e l e g e n t l i c h  L i s t e n v e r b i n d u n g e n  
e i n  d i e  a b w e c h s e l n d  u n t e r  d e m  N a m e n  d e r  C D U  u n d  d e r F D P  a n t r a t .  
 
A b  1 9 7 0 :  E r g e b n i s  d e r  G r o ß g e m e i n d e  
 
F B v B  =  F r e i e  B ü r g e r  v o n  B l o m b e r g  

 
 
 

Die Ergebnisse der Kommunalwahlen wurden einer Zusammenstellung des Stadtarchivs Blomberg ent-
nommen.  
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Mein Dank gilt dem Archivar der Stadt Blomberg Herrn Dieter Zoremba für seine freundliche Un-
terstützung. 
 
Verfasser: Gottfried Eichhorn  
 
Blomberg im Herbst 2003 
 
              



 


